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5. Jahrgang

Bezirkstag der S. P. D.
Geſtern tagte im einfach, aber würdig geſchmücdten Saale

von Wilsdorfs Geſellſchaftshaus neben dem vorherrſchenden
Rot, hängen die Farben der Republik der diesjährige
Bezirkstag und die erſte Frauenkonferenz des
Agitationsbezirkes Halle Merſeburg der Sozialdemokratiſchen
Partei. Dem Dre voraus ging am Sonnabend eine
r n und eine Sitzung der erweiterten Preß-
kommiſſion. Eine kleine Feier unter lebhafter Mitwirkung
der Arbeiter Jugend vereinigte die ſchon am Sonnabend ein-
getroffenen Delegierten am Abend.

Die Tagung am Sonntag iſt außerordentlich zahl-
reich beſchickt. Neben den Delegierten der einzelnen Ortsvereine
ſind erſchienen die Reichstags und Landtagsabßgeordneten der
Partei, Krüger, Waentig und Dreſcher, vom Partei-vorſtand die Senoſſin Juchac z, ferner die Genoſſin Pfülff.

Auch die beiden ſozialdemokratiſchen Stadträte in Halle, die
Gen. Döltz und Zſch äpe, befinden ſich unter den Gäſten
der Tagung.

Gleich bei Eröffnung der Tagung konnte man den vor-
züglichen Geiſt konſtatieren, der unter den Mitgliedern der
Sozialdemokratiſchen Partei auch in dieſem agitatorjiſch ſo
ſchwer zu bearbeitenden Kreiſe herrſcht. Von Anfang an
ſtanden die Konferenzen unter der Deviſe, „Stetig vorwärts“.

Treffend ſagte der Gen. Täumel in ſeiner Begrüßungs-
rede: „Wir leben und wirken in einem Bezirk der ſozuſagen
der politiſchen Wetterwinkel Deutſchlands iſt. Vonhier ſind oft e auszegangen die das politiſche Ge

ſ in die unruhigſten Bahnen preßte. Ging
der Anſtoß zu ſolchen Bewegungen aber auch von anderen

Orten aus, ſo ſchlugen doch gewöhnlich die Wellen hier am
höchſten.“s in dieſem Sturm und Drang, unter den heftigſten

Kämpfen gegen rechts und links wurde ſo ganz nebenbei die
Organiſation ausgebaut, ſo daß ſie, wie aus dem gedruckt vor-
liegenden Bericht des Bezirksvorſtandes hervorgeht, ſchon
wieder faſt 200 Ortsvereine umfaßt. Selbſt wenn die Ver-
hältniſſe auch in Zukunft keine weſentliche Beruhigung bringen
ſollten, würde auf dem eingeſchlagenen Wage fortgeſchritten
werden. Nichts kann mehr die felſenfeſte Gewißheit der
Parteigenoſſen im Bezirk erſchüttern, daß es trotz alledem
ſtetig vorwärts geht. Ruhizes Selbſtbewußtſein wird der

Hartei Führerin ſein, was auch kommen möge. Entſchloſſen,
ohne Schwanken und ohne Zögern wird ſie bei allen Fragen,
die immer wieder neu auftauchen, ſofort das einzig richtige
Ziel weiſen.

Zu dem Bericht des Bezirksvorſtandes hatten verſchiedene
Ortsvereine Anträge geſtellt, unter denen beſonders der des
Ortsvereins Gröbers über die Demokratiſierung der provin-
ziellen Verwaltungsorgane eine auszedehnte Debatte in un
eingeſchränkt zuſtimmenden Sinne auslöſte.Sebeneungevvil waren die beiden ausgezeichneten Referate

der Genoſſen Richard Krüger und Heinrich Waentig
über „Steuern und Teuerung“. Trotzdem ſie erſt gegen Ende
der Tagung gehalten wurden, feſſelten ſie doch die Anweſenden
von Anfang bis zum Ende.

Nicht unerwähnt bleiben darf der angenommene Antrag
Garbe, der die Verbote kommuniſtiſcher Zeitungen ver-
urteilt, und den gemetnſamen Schritt der S. P. D. und
U. S. P. D. Parteileitung bei dem Reichskanzler, wie er in
der Volksſtimme vom Freitag voriger Woche mitzeteilt wurde,

ben
ſt kurz vor 6 Uhr abends konnte die Tagung mit einem

brauſenden Hoch auf die Sozialdemokratiſche Partei geſchloſſen
werden. Begeiſtert ſangen die Delegierten die erſte Strophe
des Sozialiſtenmarſches.

Tagesordnung
1. Bericht des Bezirksvorſtandes.

a) Allgemeines. Ref. Gen. Vetter und Dreſcher.
b) Kaſſe. Ref. Gen. Kunzemann.

Teuerung und Steuern. Ref. Reichstagsabg. Gen. Krüger.
Die Jugendbewegung im Bezirk. Ref. Gen. Wort.
Neuwahl des Bezirksvorſtandes.
Preſſe. Ref. Gen. Herzig und Täumel.
Allgemeines.

Zunächſt begrüßte der „Freie die erſchienenen
Parteigenoſſen durch den eindrucksvollen Vortrag eines Liedes.Gen. r richtete dann im Namen des Vorſtandes
des Ortsvereins Halle herzliche Worte des Willkommens an die
Delegierten. Dann wies er auf den Ernſt der Stunde hin. Wir
leben und Wirken in einem Besirk, der ſozuſagen der politiſche
Wetterwinkel Deutſchlands iſt. Eine ausſchlaggebende Stellung
aben wir hier für unſere Partei W nicht erobern können, aber

unermüdlich geht es Schritt für Schritt vorwärts. An unſere
Arbeit müſſen wir herangehen in dem Bewußtſein, Mitglieder
der ſtärkſten Partei Deutſchlands zu ſein, in dem Bewußtſein
die Pflicht zu haben, ihre Grundſätze mit ſolcher Nachdrücklichkeit
zu vertreten, die ihnen auf Grund der ſtarken Stellung der Partei
im Reiche zukommt. Mögen auch die heutigen Verhandlungen
von dieſem Geiſte beſeelt ſein. Jn dielem Sinne wünſche ich
ihnen den beſten Erfolg

c Le

Genoſſin Juchacz: Sie, Genoſſen, ſtehen in Mitteldeutſch-
land auf vorgeſchobenen Poſten. Sie ſind in die Notwendigkeit
ahnt noch einmal alle die perſönlichen Opfer aufbringen zu
müſſen, die der Arbeiterbewegung überall am Anfang ihres
Weges auferlegt wurden. Die ſchwerſten Opfer dabei ſind noch
nicht einmal die umfangreichen Geldopfer, ſondern die Anſprüche,
die an die Ueberzeugungskraft der einzelnen Genoſſen geſtellt
werden, in den ſchwierigſten Situationen, bei jeder Gelegenheit,
in Fabrik und Werkſtatt unbekümmert um die Folgen, unſere
Grundſätze zu vertreten. Vereinzelt zu ſtehen und doch zu
kämpfen, unverdroſſen, das ſind die ſchwerſten Anſprüche an die
Aufopferungsfähigkeit der Genoſſen. Aber nur in einem ſolchen
Kampfe werden Sie dauernde Eroberungen machen. Es gibt
noch einen anderen Wetterwinkel. Das iſt Süddeutſchland.
Bayern. Was ſich jetzt dort abſpielt, iſt immer nur die Reaktion
auf die Räteregierung des Jahres 1919. Ueberall beginnt man
ſich auf einen neuen Wahlgang einzuſtellen. Ob er kommen wird
und mit ihm ein neuer Reichstag, iſt noch ungewiß. Jch wünſche
Jhrer Tagung den beſten Erfolg.

Gen. Vetter eröffnet jetzt formell den Bezirkstag und die
Frauenkonferenz. Nach der gemeinſamen Eröffnung treten beide
Korporationen in geſonderte Verhandlungen ein.

Der Geſchäftsbericht.

Gen. Adler übernimmt den Vorſitz und erteilt Gen. Vetter
das Wort zum Geſchäftsbericht des Bezirksvorſtandes. Da der-
ſelbe gedruckt vorliegt, beſchränkt ſich Gen. Vetter auf die not-
wendigen Ergänzungen. Er verweiſt beſonders auf das Verhält-
nis unſerer Partei zur U. S. P, das ſich in erfreulichem Maße
gebeſſert habe. Ex betont, daß ſogar die Kommuniſten ſich jetztder Macht der Tatſachen beugen, das beweiſt ihre Beteiligung
an der Demonſtration zum Schutze der Republik anläßlich der
Ermordung Erzbergers. Er geht dann in kurzen Zügen die
ganze Parteibehegung im Bezirk durch, ſtreift die Frauenbewe-
gung und die Jugendbewegung, verweiſt auf die Anſtellung des
Jugendſekretärs, des Gen. Wort.

Jn die Mandatsprüfungskommiſſion kommen die Gen.
Gentz, Merſeburg, Blum, Bitterfeld und Prievenau
Wittenberg. Gen. Dreſcher gibt den Bericht des Sekretariats.
Die Zunahme der Mitglieder im Bezirk betrug über 1500. Das
erſcheint wenig. Wir müſſen aber bedenken, daß wir auch einen
Verluſt auszugleichen hatten. Er trat dadurch ein, daß nach den
Landtagswahlen und den darauffolgendem Austritt unſerer
Partei aus der Regierung, ein Teil der Beamten die Verbindung
mit der Partei löſten. Wir müſſen aber an die Gewinnung
möglichſt weiter Kreiſe der Angeſtellten und Beamten herangehen,
denn wir brauchen ſie zur Erreichung unſerer Ziele. Noch größer
iſt die Bedeutung der Frauenſtimmen. Ohne dieſe iſt eine durch-
greifende Aenderung der Zuſtände in Deutſchland nicht möglich.
Dann geht Dreſcher auf die finanzielle Sicherung der beſtehenden
Sekretariate ein. An Verſammlungen wurden 1500 Mitglieder-
und 550 öffentliche abgehalten. Er beklagt die mangelnde
Jnitiative der einzelnen Ortsvereine, die immer noch zu
ſehr nach den größeren Ortsvereinen der einzelnen Unterbezirke
ſchielen und ſich am liebſten auf dieſe verlaſſen. Bei den Wahlen
hat ſich eine mangelhafte Zuſendung der Flugblätter und des
übrigen Materials herausgeſtellt. Die Schuld gibt er der über-
trieben durchgeführten Zentraliſation.

Er verweiſt dann noch auf die Einrichtung einer kommu-
nalen Beratungsſtelle und zwar iſt zuſtändig für länd-
liche Fragen der Gen. Thiele, Landrat, Halle, Luiſenſtr. 6,
für andere Sachen Gen. Albert Müller, Stadtverordneter,
Halle, Hirtenſtr. 15.

Ungeheuer war der Briefwechſel des Sekretariats. Für den
Oktober iſt die Errichtung eines Rednerkurſus vorgeſehen. Um
den Genoſſen aus der Provinz die Beteiligung zu ermöglichen,
ſoll er Sonntags ſtattfinden. Zuletzt betont Redner noch die
Rotwendigkeit der Erhöhung der Beiträge und meint, wenn wir
in der Art zäh und unverdroſſen unſere Organiſation ausbauen
dann gehört die Zukunft uns.

Gen. Kunzemann erſtattet den Kaſſenbericht. Er
verweiſt auf die gedruckt vorliegende Abrechnung. Jnfolge der
ſtattgefundenen Beitragserhöhung und auch der Mitgliederzu-
nahme hat ſich die Beitragsleiſtung verdoppelt. Er kritiſiert die
äumige Abrechnung der Ortsvereine mit der Bezirkskaſſe und dierig Entnahme der Extramarken. Nur ein Drittel der Mit-

glieder hat dieſe geklebt.
Gen. Wort berichtet über die Jugendbewegung. Er kon-

ſtatiert mit Freuden das große Jntereſſe, welches die Partei
derſelben entgegenbringt. Das Verhältnis zwiſchen beiden iſt
ein harmoniſches, trotzdem die Jugendbewegung vollſtändig ſelbſt
ſtändig iſt. Die Betätigung in ihr und mit ihr darf nie als
Spielerei aufgefaßt werden. Auf dieſem Wege heißt es unauf-
haltſam weitergehen.

Anträge.
Von den Ortsvereinen ſind folgende Anträge geſtellt:

Antrag des Bezirksvorſtandes Halle (Saale).
Da die Bezirkskaſſe den größten Teil aller im Bezirk in

Betracht kommenden Koſten trägt, kann ſie mit den bisherigen
15 Proz. der Einnahmen aus Mitgliederbeiträgen nicht aus-
kommen. Mit Rückſicht darauf, wolle der Bezirkstag beſchließen,
daß die Bezirkskaſſe bis zu anderweiter Regelung durch Bezirks-
ſtatut 25 Proz. aus den Mitgliederbeiträgen erhält. Die Unter-
bezirke und Ortsvereine erhalten gleichfalls 25 Proz.

Antrag des Ortovereins Gröbers.
Der Bezirksparteitag wolle beſchließen:

Jn Erwägung, daß unſer Wahlbezirk, der Regierungsbezirk,
Merſeburg, bei allen Wahlen geseigt hat, daß er eine feſte ſozig

liſtiſche Mehrheit beſitzt, wenn in der Verwaltung, z. B. der
Regierung in Merſeburg die maßgebenden Stellen ausſchließlich
liſtiſche Mehrheit beſitzt, und daß es damit unverträglich
iſt, wenn in der Verwaltung, z. B. der Regierung in Merſe-
burg, die maßgebenden Stellen ausſchließlich von Angehörigen
der der artei den Wählern entgegenſtehenden deutſchnationalen
Partei beſetzt ſind und wenn in J mit
Kreistagsmehrheiten nach wie vor, als ob es keine Revolution
gegeben hat, deutſchnationale Landräte wirken, iſt zu fordern,
daß auch im Regierungsbezirkt Merſeburg ernſtlich mit
der Demokratiſierung der Verwaltung vorgegangen wird,
entſprechend dem be i den letzten Wahlen zum Ausdruck ge-
kommenen Willen der Mehrheit der Bevölkerung.“

Antrag des Ortsvereins Zei tz.
Der Bezirkstag wolle beſchließen, daß in regelmäßigen oder

ſich von Fall zu Fall nötig machenden Zwiſchenräumen Gemeinde
rertreterkonferengen einzuberufen ſind, damit von Seiten der
Fraktionen bezw. Vertreter innerhalb des Bezirls alle grund-
ſätzlichen kommunalpolitiſchen Fragen einheitlich geregelt werden
können.

Antrag des Ortsvereins Halle.
Der Bezirkstag wolle ſofort eine Statutenkommiſſion einſetzen

zur Beratung eines neuen Organiſationsſtatutes für den Bezirk,

Die Diskuſſion.
Bauer- Merſeburg ſchlägt die Bildung einer Statuten-

beratungskommiſſion vor und begründet den Antrag Merſeburg
betr. r des S 7 im Bezirksſtatut, wonach in allen Be
zirks- und Unterbezirksvorſtänden ein Vertreter der Arbeiter-
Jugend ſitz- und ſtimmberechtigt mitzuwirken hat.

Es wird 13127 die Statutenberatungskom-miſſion, umfaſſend 13 Mitglieder, gewählt. Dieſe
Kommiſſion wird aus ſich heraus eine Unterkommiſſion bilden.

Gen. Hentzz gibt das Ergebnis der Mandatsprüfungskom-
miſſion bekannt. Es ſind anweſend: 122 Delegierte. Vom
Parteivorſtand Berlin iſt die Genoſſin Juchacz

Dörfer- Zeitz wünſcht, daß in Zukunft bei der Agitation im
Bezirk mit allererſten Rednern gearbeitet wird. Er begründet dann
den bereits genannten Antrag des Ortsvereins Zei tz, demzufolge
des öfteren Gemeindevertreterkonferenzen ſtattfinden ſollen.

Zur Begründung des Antrages der Ortsgruppe
Gröbers, die Demokratiſierung der Verwaltung im Regierungs
bezirk Merſeburg mit größtem Nachdruck zu fördern, macht der
Gen. Schmidt- Gröbers intereſſante, mit großem Beifall auf-
genommene Ausführungen. Er weiſt darauf hin, daß zur Demo-
kratiſierung der Verwaltung bei uns faſt gar nichts getan iſt,
genau ſo wie alle Verſprechungen über Sozialiſierung leere Ver-
ſprechen geblieben ſind. Dank unſerer Gleichgültigkeit iſt die
Reaktion immer kühner geworden, und wir müſſen es heute er-
leben, daß der Gen. Hörſing und Severing unter der Bezeichnung
als Zeugen von den Landtagsunterſuchungsausſchuß geladen, aber
als Angeklagte behandelt werden. Unſere Parteigenoſſen ſind bei
den Wahlen der Beamten ſo rückſtändig, daß ſie Demokraten oder
ſog. Parteiloſe mit wählen helfen (ſiehe Landeshauptmann, Land
ratswahl in Merſeburg und Mansfeld), aber auf Gegenunter-
ſtützung nie rechnen dürfen. Das Geſchrei der Reaktion über Be-
ſtellung von Nichtfachleuten und Krippenwirtſchaft ſcheint bei uns
Eindruck gemacht zu haben, denn ſonſt wäre es undenkbar, daß
wir uns im Reg.-Bez. Merſeburg Behörden gefallen laſſen, die man
als Stützen der Republik nicht anſehen kann.

Waentig-Halle führt zu dieſem Punkt aus Demokrati-
ſierung und Sozialiſierung ſind notwendig. Die Durchführung
hängt aber ab von der Verfügung über die notwendige Zahl Ke

ieeigneter und genügend geſchulter Männer und Frauen.
Arbeiterbewegung in Deutſchland hat mit der Gründung von
Arbeiterbildungsvereinen begonnen, das iſt vielfach vergeſſen
worden. Die abzuhaltenden halliſchen Bildungskurſe müſſen mit
den intelligenteſten Genoſſen beſchickt werden. Die Auswahl iſt mit
Rückſicht hierauf zu treffen. Dann werden ſie dazu dienen. Dem
kratiſierung und Sozialiſierung vorzubereiten.

Dietſch-Falkenberg geht etwas näher auf die Vorkommniſſe
im Landratsamt Torgau ein. Dem dortigen Landrat Dr. Getecke.
der ein Reaktionär allerſtärkſten Kalibers iſt, offen für die Wieder-
aufrichtung der Monarchie eingetreten iſt und jetzt aus den
Kreiſe entfernt werden ſollte, wurde unter dem Jubel der dort
vertretenen Reaktion von den „Kommuniſten“ und einigen Unab-
hängigen im Kreistag öffentlich das Vertrauen ausgeſprochen.
(Eine dort gefaßte Erklärung veröffentlichen wir in der morgiges
Nummer der „Volksſtimme D. R.)

Wilke- Halle begrüßt es daß endlich einmal ſo kräftige
Töne gegen die reaktionäre Verwaltungswirtſchaft unſeres Be
zirkes angeſchlagen werden.

Thiele-Halle weiſt darauf hin, daß wir uns mit dem Ge-
danken einer baldigen Beitragserhöhung vertraut machen müſſen.
Unſere nächſte Aufgabe iſt es. auf die Jugend und auf die Bildung
unſerer Genoſſen fruchtbringend einzuwirken.

Schlüter- Könnern iſt ebenfalls der Meinung, daß wir uns
mit einer Erhöhung der Mitgliedsbeiträge vertraut machen müſſen.

K. Garbe- Halle bringt einen Gegenantrag zu dem von
Merſeburg geſtellten Antrag betr. der organiſato Aufnahme
der Jugendvertreter zur Begründung und weiſt z
dieſe Verbindung zwiſchen Partei und Jugend nur loſe wora
liſch ſein kann

Roſemi- Wittenberg macht auf die überall noch ch
en Abzeichen und n des alten mo ſti 77hin. Dieſe Sachen müſſen aus den Stempeln, und Auf

ſchriften republikaniſcher Einrichtungen verſchwinden.
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uge der Kreisſtraße StangerodeWelbsleben be-
edingungen (Lohn uſw.) ſind ſelbſtverſtändlich

tarifliche.
Stärkere Nachfragen waren im Vervielfältigungs- (Buch-drucker, Photograp e und Handelsgewerbe und in den freien

Verufen zu verzeichnen. Ein Ueberangebot beſtand in der Berufs-
gruppe „Sonſtige Lohnarbeit und häusliche Dienſte“ und zwar
vorwiegend an Mädchen für Haus, Stube und Küche, ferner an
Mamſellen. Um den ſtärkeren Angeboten und Nachfragen aus
den weiblichen Berufen re zu werden, hat ſich das Arbeits-
amt ab 1. September für Einrichtung einer beſonderen „Weib-
lichen Abteilung“ entſchloſſen. Die koſtenloſe Benutzung auch dieſer
emeinnützigen Einrichtung wird allen Kreiſen empfohlen. DieFkrſorgerin beim Landesarbeitsamt „Sachſen-Anhalt“ war im

Berichtsmonat dreimal im Kreiſe tätig.

Stangerode. Poſtautoverkehr. Der Autoverkehr, den
die Kraftverkehrsgeſellſchaft einſtellt, wird vorausſichtlich von der
Poſt aufgenommen. Es ſollen, wie bisher, täglich zwei Fahrten
ausgeführt werden. Zur Sicherſtellung des Betriebes wird die
Stadt Aſchersleben einen jährlichen Zuſchuß von 5000 Mark
leiſten.

Harkerode im
gonnen. Die

Bitterfeld --Delitzſch.

Bitterfeld. Lohnbewegung der Metallarbei-
ter. Die Metallarbeiter in Bitterfeld werden morgen zu entſchei-
den haben, ob ſie der in Jurh genommenen Lohnregelung zu-
ſtimmen wollen. Zwiſchen Metallinduſtriellen und Metallarbei-
ter-Verband haben Verhandlungen ſtattgefunden, die zur Bewilli-
gung folgender Lohnſätze führten:

A. Handwerker. eDas ſind ſolche Leute, die durch Lehrzeugnis oder anderweitige
Zeugniſſe den Rachweis für Fähigkeiten führen, zu deren Erler-
nung eine mindeſtens dreijährige Lehrzeit erforderlich iſt. Dazu
rechnen Autogenſchweißer nach einjähriger Tätigkeit im Beruſe.

bis 18 Jahre 3,90 Mt. die Std.von 18--19 Jahre 1,20 Mk. die Std.
von 1920 Jahre 1,40 Mk. die Std.
von 20--21 Jahre 1,60 Mk. die Std.von 21-—23 Jahre 5,10 Mk. die Std.
über 23 Jahre 5,50 Mk. die Std.

Former erhalten in jeder Arbeitstlaſſe 20 Pfg. pro Stunde
mehr. Verheiratete in allen Altersklaſſen erhalten 100 Pfg. pro
Std. mehr.

B. Angelernte Handwerker.
Das ſind ſolche Leute, die ohne eine abgeſchloſſene Lehrzeit in

einem Fachberufe auf einzelnen Arbeitsgebieten ſich beſondere Fä-higkeiten angeeignet haben, die erſt nach mehrjähriger Tätigteit
erworben werden können.

bis 18 Jahre 3,75 Mk. die Std.von 18-19 Jahre 4,05 Mk. die Std.
von 1920 re 4,25 Mk. die Std.von 20--21 Jahre 4,45 Mk. die Std.
von 21--283 Jahre 4,90 Mk. die Std.über 23 Jahre 5,30 Mk. die Std.

C. Ungelernte Arbeiter.
1. Gießerei-Hilfshandwerker.

bis 18 Jahre 3,70 Mk. pro Std.von 18—19 Jahre 4, Mk. pro. Std.
von 19-20 4,20 Mk. pro Std.4,40 Mk. pro Std.
von 21-—23 Jahre 5,20 Mk. pro Std.
über 28 Jahre 5,20 Mk. pro Std.

Verheiratete in allen Altersklaſſen erhalten 100 Pfg. pro
Stunde mehr.

2. Schloſſerei-, Dreherei- und ſonſtige Hilfs- und Hofarbeiter.

bis 18 Jahre 3,60 Mk. pro Std.von 18--19 Jahre 3,90 Mk. pro Std.
von 19--20 Jahre 4,10 Mk. pro Std.von 20-—21 Jahre 4,30 Mk. pro Std.
von 21--23 Jahre 4,70 Mk. pro Std.über 23 Jahre 5,10 Mk. pro Std.

Verheiratete erhalten 80 Pfg. pro Stunde mehr.

3. Arbeiterinnen.

über 18 Jahre 3. Mk. pro Std.unter 18 Jahre 2.30 Mk. pro Std.
g gele neuen Lohnſätze treten rückwirkend vom 1. Septemb. in

raft.
Außer dieſen Lohnſätzen enthält der Entwurf nach Beſtimmun-

gen über die Arbeitszeit, über Ferien die nach 7 Jahren bis auf
10 ſteigen. Den Formern werden pro Woche als Entſchädi-
gung für Benutzung des eigenen Werkzeuges 2,50 Mark gezahlt.

Ab 1. Oktober erhöhen ſich dieſe Sätze ohne weitere Verhand-
lungen nochmals um 20 Pfennig. Die bisher gezahlte Qualifika-
tionszulage bleibt beſtehen.

Holzweißig. Verſchollen. Vermißt wird der Arbeits-
burſche Johann Fabiſiak von hier, geboren am 16. April 1902 zu
Holzweißig. Derſelbe hat ſich am 28. März aus der elterlichen
Wohnung entfernt, ohne wieder zurückzukehren.

Zſchornewiz. Waldbrand. Aus bisher unbekannter
Urſache entſtand, geſtern mittag in dem Waldbeſtande der
Elektrowerke A.G. in der Nähe von Rothehaus ein Waldbrand.
Obgleich ſofort die Feuerwehren von Zſchornewitz und andere
Hilfskräfte tatkräftig eingriffen, iſt es bisher nicht gelungen, des
Feuers Herr zu werden. Bis jetzt ſind etwa 60 bis 70 Morgen
derte vernichtet. Das Feuer greift weiter über auf fiskaliſches

et.

ahre
von 20--21 Jahre

Wittenberg Schweinitz.
Wittenberg. Verſuchter Einbruch in den Konſfum.

Zwei Einbrecher, welche ſich in vergangener Nacht in der zwölftenStunde in der Adlerſtraße an einem der großen Schaufenſter des
Konſums z eng machten, mußten mit leeren Händen wieder

aabziehen e von einem jungen Manne mehrmals beobachtet
und verſcheucht wurden.

Torgau--Liebenwerda.

t d Kreistag und Landrat. Vorigen Montag
an ier eine Kreistagsſitzung ſtatt. Der Kreisdeputierte Feuer-ſtein kam auf die Vecſerens des Landrats Dr. Gereke, nach

Hannover, zu ſprechen. Er gah bekannt, daß der Jnnenminiſter
auf Grund der eingelaufenen Proteſte eine nochmalige Unterſu-

der Angelegenheit in e Wfeſagt hat. Von ſeiten der
emokratiſchen Partei erklärte Dr. artin, daß die Demokr.

Pertei in der Angelegenheit dieſer Verſetzung nichts unternommen
habe und nur einzelne Mitglieder für ſich allein Schritte un-
ternommen hätten. Wenn geſagt würde, daß bei dem Miniſter.
Vertreter aller Parteien geweſen ſeien, ſo müſſe er erklären, daß
de i mokratiſche Partei keinen Vertreter nach Berlin entſen-

et hat.
enoſſe Schröder: Jm Torgauer Kreisblatt wurde unſer

Gen. Landrat Vo
lich gemacht. Landrat Vogl hat mir geſchrieben, daß er nichts un
ternommen hat, für oder gegen die Verſetzung des Landrats. Auch
der Oberpräſident Hörſing könne nicht für die Verſetzung haftbar

werden. Das Vorgehen gegen den Landrat komme vom
eichspräſidenten. Der Landrat Gereke hat in ſeinen Wahlreden

87 ichstagswahl mit den Mitteln der Lüge die republikaniſchen
atseinrichtung in nd provokatoriſcher Form ſo arg be-

ſchimpft, daß hier unbe ingt eingegriffen werden mußte. Wenn
das „Torgauer Kreisblatt von einem Wanderredner Geppe

rieb, ſo war das kein Wanderredner, ſondern der Regierungs-
inalrat Dr. e aus Dresden, welcher den Landrat Ge-

den Verſammlungen öfters wegen ſeiner Lägen feſtnagelte

g (Liebenwerda) für die Verſetzung verantwort-

Trotzdem operierte Landrat Gereke weiter mit dieſen hen
Wahllügen. (Hier wurde der Redner vom Kreisdeputierten
Feuerſtein unterbrochen, er möchte ſeine Ausführungen nicht zu
weit ausdehnen, da man hier nicht im Unterſuchungsausſchuß ſei.)

Genoſſe Schröder fortfahrend: Es iſt mehrmals behauptet
worden, daß Vertreter aller Parteien beim Miniſter für den Land-
rat eingetreten ſeien. Von ſeiten den Sozialdemokratiſchen Partei
iſt niemand beauftragt worden.

Abg. Hempel: Wir von der Kommuniſtiſchen Partei haben
kein Jntereſſe für den Landrat einzutreten. Auch wir haben keinen
„Vertreter“ nach Berlin entſendet. (Nachdem dieſe drei Parteien
keinen Vertreter entſendet haben, die Deutſche Volkspartei eine
Stellungnahme in dieſer Angelegenheit nicht eingenommen hat,
bleiben nur die Deutſchnationalen und der „Unabhängige“
Deumer, übrig Dr. Red.)

Ah Becker ſuchte die Stellungnahme des Kreisausſchuſſes
u verteidigen.z Genoſſe Schröder ertlärte dann, daß er 7 Wochen ſchwer

krank war und mit der Sache direkt nicht zu tun hatte.
Auf eine von den Kommuniſten geſtellte Anfrage an den Abg.

Becker, im Auftrage welcher Partei er geſprochen habe, Becker iſt
von den Kommuniſten gewählt) erklärt er, daß er für den Kreis-
ausſchuß und für keine Partei geſprochen habe. Abg. Dr. Gärt-
ne r beantragte, dem Kreisausſchuß das Vertrauen des Kreistages
der 2 Sozialdemokraten und 3 Kommuniſten angenommen. Der
auszuſprechen. Das Vertrauensvotum wurde gegen die Stimmen
Kreistag erledigte dann die vorgelegte Tagesordnung. Darüber
werden wir noch kurz berichten.

Vermiſchtes.

Die Verweſungswirtſchaſt.

Die „Zukunft“ veröffentlichte kürzlich folgenden Brief aus
Südengland:

„Private Wohltätigkeit hat im Jahre 1920 aus Großbritan-
nien 20 Millionen Mark nach Deutſchland geſchickt, und das Sam-
melwerk wird mit unermüdlichem Eifer auch in dieſem Jabre
weiter gefördert, Bei ihnen ſpricht man nicht davon. Selbſt die
ungeheure Leiſtung amerikaniſcher und britiſcher Quäker wird nur
ſelten erwähnt. Jn das Lied vom „vVernichtungswillen des
Feindbundes“ würden ſolche Klänge nicht paſſen. Wir kontrol-
lieren hier ſehr genau, was in Deutſchland geſchieht. Das iſt „zu
arm“, um ein Kriegerkurhaus, ſogar um das Frankfurter Goethe-
haus zu erhalten. Läßt aber „Rennſonderzüge“ fahren, ſpeiſt den
Totaliſator mit Millionenhaufen und verſäuft in einem Jahre
17 Milliarden. Was tut es für ſeine Kinder, von denen, wie wir
laſen, viele Tauſende, Zehntauſende kein Hemd auf dem Leib
haben und ſich deshalb ſchämen, zum Arzt zu gehen, der vrüfen
ſoll, ob ſie der Erholung in Ferienkolonien bedürfen Geſamt-
ergebnis der,, Deutſchen Kinderhilfe“ nach allem Trara und Tam-
tam: 50 Millionen Papiermark. Uns ſcheint der Ertrag mager.
Konnte Pommern mit ſeinen reichen Gutsbeſitzern nicht mehr als
eine halbe, Weſtfalen nicht mehr als anderthalb Millionen auf-
bringen? Aus Hamburg kamen zwei, aus Berlin, der Schlemmer-
ſtätte, nicht einmal 11 Millionen. Für Autos, Schaumwein, Toi-
letten, Tabak, Mäuschen- und andere Vergnügungen fließt der
Quell im breiteren Bett. Gibt es denn höheren, heiligeren Wert
als das Kind, die Zukunft der Nation? Bilden ſich aber die
Leute, denen der Krieg, das Hindenburgprogramm, die „Revolu-
tion“ und Verweſungswirtſchaft Papiergeldberge häufte, etwa ein,
durch Almoſen die dem deutſchen Kinde ſchuldige Pflicht erfüllt
zu haben? Was gab der Kaiſer, deſſen nach Holland gebrachter
Silberſchatz allein 100 Millionen wert iſt, was die Kaiſerin, die
auf dem Paradebett als eine Heilige, von der Demokratenpartei
ſelbſt als Märtyrerin der Nächſtenliebe Pera wurde, was die
Schar der Könige, Groß und Kleinherzöge, Fürſten, Grafen, Jn
duſtrie- und Finanzkapitäne? Uns mabnt das Sprichwort: Wohl-
tat müſſe im eigenen Heim beginnen; dennoch haben wir, die wir
fünfviertel Millionen Arbeitsloſe, alſo auch Not genug im eigenen
Lande haben, gern für Deutſchlands und Oeſterreichs darbende
Jugend unſer Scherflein gegeben; und dieſe Millionen wurden
nicht auf Bällen und Schleckerfeſten erkitzelt. Kann ſich Deutſch
land denn gar nicht gewöhnen, auch draußen das Gute, auch zu
Hauſe das Schlechte zu ſehen

Die Banchſteuer.

Ein gewiſſer Ernſt Reiter, gen. Siegfried aus Juditten
bei Königsberg, verſendet an eine Anzahl deutſcher Stadt-
parlamente und wahrſcheinlich auch an andere Körper-
ſchaften ein autogravhiertes Rundſchreiben von drei Folio-
ſeiten Maſchinenſchrift. Es iſt umſtändlich und phantaoſtiſch
gehalten, ſei aber, da es eines gewiſſen allerdings un-
feiwilligen Humors nicht entbehrt, der Oeffentlichkeit im
Auszug mitgeteilt.

Reiter wünſcht, daß bei allen Volksgenoſſen im Alter
von 15 bis 70 Jahren erſt der Bruſt- und dann der Bauch-
umfang gemeſſen werden ſoll. Bei wem der Bauchumfang
größer als der Bruſtumfang iſt, der ſoll eine Steuer be
zahlen. Bei Männern beträgt ſie im Alter bis zu 30 Jah-
ren 1000 Mark, bis zu 40 Jahren 500 Mark und bis
zu 70 Jahren 300 Mark für jedes Zentimeter Mehrum-
fang des Bauches. Jm Alter von 50 bis 60 Jahren werden
5 Zentimeter, im Alter von 60 bis 70 Jahren 10 Zenti-
meter Bauch ſteuerfrei gelaſſen Dazu treten für ſolche, die
eine ſitzende Lebensweiſe führen, vom 40. Lebensjahre an
5 Zentimeter und nach dem 50. Lebensjahre 10 Zentimeter
ſteuerfreier Schmerbauchumfang.

Bei Frauen darf bis zum 40. Lebensjahre der Bauch-
umfang 10 Zentimeter, nach dem 50. Lebensjahre 20 Zenti-
meter größer ſein als der Bruſtumfang.' Frauen, die in
anderen Umſtänden ſind oder bereits ein geſundes Kind ge-
boren haben, werden zu der Steuer nicht herangezogen.
Steuerfrei ſind auch alle über 70 Jahre alten Perſonen.

Wer beim Meſſen den Bauch einzieht, bekommt ſtraf-
weiſe 10 Zentimeter mehr angerechnet. Solche, welche die
Schmerbauchſteuer ſie wird in manchen Fällen über 10 000
Mark jährlich betragen! nicht bezahlen können, müſſen
ſie abarbeiten!

Jch habe lange nicht ſo Merkwürdiges geleſen als dieſen
Vorſchlag und lange nicht ſo herzhaft lachen müſſen. Viel
leicht arbeitet Herr Reiter aus Juditten auch eine Vorlage
über eine Doppelkinn- oder Schnapsnafenſteuer aus!

„JKenoſenſhaflihes.

Hohe Umſatzzahlen.

Die höchſte Umſatzzahl der deutſchen Konſumgenoſſenſchaften im
letzten Geſchäftsjahr erreichte, wie mitgeteilt worden iſt, die Ham-
burger „Produktion“, nämlich mehr als 308 Millionen Mark. Jetzt
wird über die Umſatzzahlen der Berliner Genoſſenſchaft berichtet,
die zwar an die Hamburger nicht heranreichen, aber nichtsdeſto
weniger zu enormer Höhe gelangt ſind. Die KonſumgenoſſenſchaftBelin und Umgegend ſteigerte im abgelaufenen Ceſchaſtela re

1920/21 ihren Umſatz von 137 921 477,25 M. auf 232 071 454,81 M.
Der Bäckereiumſatz betrug 44 372 612,66 M., gegen 24 919 063,57 M.

a

im Vorjahre, jedoch ſank das verarbeitete Rohſtoffquantum von
15 998 977 kg auf 12 856 175 kg. Die Konditorei atte einen

Rückgang zu verzeichnen, während die Kaffeexöſterei und die Selter-

abritk euliche Fortſchritte aufwieſen. mechteZahl der expedierten Flaſchen von 711 660 auf 2 608 öc1. Eine
anze Anzahl neuer reng llen konnte errichtet werden.Am Aduſt d. J. wurde der Konſumverein Zehlendorf über

Parteinuchrichten.

Die Frauenkonferenz in Göorliz.

Von Marie Juchacz, M. d. R.
Die diesmalige Frauenkonferenz in Görlitz wird ſich

mit der Frage, „Die Frau und die Kommunalpolitik“ be
ſchäftigen. Der Eintritt der e in das öffentliche Leben
macht es zur gebteteriſchen Pflicht, daß die ſogialdemokra
tiſchen gen ſich mit den r ſchäftigen, die zu
gleich Probleme der Geſamtpartei ſind. Nicht
etwas beſonderes e wir, ſondern wir wollen nach
Wegen zur fruchtbaren Mitarbeit ſuchen. Durch die ie
rigkeiten des Krieges haben die Gemeinden beſonders ge-
litten. Sie ſind aber gerade dadurch vielfach z wirtſchaft
lichen Unternehmungen gekommen, die die Sozialdemokratie
ſchon vor dem Kriege immer als Aufgabe der Gemei
bezeichnet hat. Die heutige wirtſchaftliche Lage des Reiches
wingt die Gemeinden weiter in dieſen Unternehmungenſertznſahren, andere zu gründen. Dieſe Entwicklun rd

dadurch gefördert, da die Demokratie ſo manche Kraft Iöſt,
die durch das Dreiklaſſenwahlrecht gebunden war. Wir
Frauen haben an der Wirtſchaftspolitik der Gemeinden
ein ſtarkes Jntereſſe. Wiſſen wir doch aus Erfahrung, daß
wie im kleinen, ſo auch im großen Haushalt ſich Einnahmen
und Ausgaben decken müſſen, daß es mit einem Haushalt,
bei dem es anders iſt, unweigerlich be geht. ir
müſſen aber auch wiſſen, daß die Haushaltführung des ein-
zelnen abhängig iſt vom Gemeinweſen und umgekehrt
der Kleinhaushalt in ſeiner Maſſe den H t der Stadt
nicht beeinflußt läßt. Wir Frauen müſſen es wiſſen lernen,
daß täglich ein Bruchteil der volkswirtſchaftli Werte als
Kleinmünze durch unſere Hände geht und wir dadurch
mit tauſend Fäden aneinander gebunden ſind, wir aber
auch Verantwortung für das Allgemeine mi in
unſeren kleinen und größeren Handlungen, in unſerem
Denken d Je ſecpchaſtkiche Angulängüichteit

urch volkswir nzu en e nſoziale Nöte, denen man 8 kann durch ſozialenahmen roßen Stils. Die Geſ ng muß eingreifen.
Die Selbſtverwaltungskörper: nden, Stadt und
Landkreiſe ſind die ausführenden Organe der Geſeb gebung
Man irrt ſich, wenn man glaubt, da e nur ein Ge
horchen und eine buchſtabenmäßige bi Aus
führung gibt. Nein, hier beginnt erſt das e große
mannigfaltige ſoziale Leben. Jn dieſer Arbeit liegt der
ganze Reichtum, die Lebensbefriedigung aller ſozial und
demokratiſch gerichteten Menſchen, die für die Allgemeinheit
arbeiten wollen. Hier liegt die ganze der Entwick
lungsmöglichkeiten, die das demokratiſche uns
bringen können, wenn wir ſelber zufaſſen. Das
zu tun aber wollen wir in Görlitz finden, es ſoll dort eine
geiſtige Richtſchnur gegeben werden, kein Schema, nach dem
wir weiterarbeiten, ſondern ein ühegwalſer, der die Rich
tung angibt. Wir fürchten uns nicht vor den
keiten des zum Teil nicht ganz bekannten Weges, wi
freuen uns der Arbeit und ihrer Schönheit unſerer un
unſerer Kinder willen.

Reueſte Nachrichten und Telegramme

Ergebnis der Reichskonferenz der Vergarbeiter.

Die Reichskonferenz des Verbandes der Bergarbeiter
Deutſchlands, an der alle am Bergbau beteiligten, dem A. D.
G. B. angeſchloſſenen freien Gewerkſchaften teilgenommen
haben, ſtimmte nach teilweiſe erregten Auseinanderſetzungen
einer Entſchließung zu, nach der unter der Vorausfeßung
einer baldigen Regelung der noch ſtrittigen S in den
Revieren, die Ergebniſſe der zentralgeführten Verhandlungen
angenommen wurden.

Für Annahme ſtimmten 154 dagegen 71 Teilnehmer. Von
den Grubendelegierten ſtimmten für Annahme 66, dag 58.

Das Abſtimmungsergebnis zeizt, daß die Lohn a
nicht allgemein beſriedigt und keinen Ausgleich im Verhält
nis zu den dauernd ſteigenden Preiſen der Lebenshaltung
darſtellt. Die Zuſtimmung erfolgte aber auch nur aus der
Erwägung und unter dem Vorbehalt, daß für den Fall der
weiteren Steigerung aller Preiſe neue Lohnforderungen ge
ſtellt werden müſſen.

Die Konferenz wurde im Beiſein des d
miniſters Robert Schmidt geführt, deſſen Ausführungen leb
haften Beifall fanden.

Der Berliner Magiſtrat hat in einer 7
Sitzung den Schiedsſpruch vom 7. September über die
höhung der Löhne und Gehälter der ſtädtiſchen Arbeiter undnicht ſlandig Angeſtellten vorbehaltlich der Zuſtimmung der

Stadtverordnetenverſammlung angenommen.

Ein bdayeriſcher Abgeordneter verhaſtet.

München, 12. Sept. (Pripattelegr.) Bei der Einfahrt in
München hielt eine el kehe Burſchen ein Auto an, das

er
5000 Exemplare des er Tageblattes nach w37
brachte, und warf die ganzen Zeitungen in einen Bach.
unabhängige Landtagsabgeordnete Fiſcher, der vor einigen
Tagen öffentlich die bevorſtehende Ausrufung der nord
bayeriſchen Republik ankündigte, iſt wegen hochverräteriſches
Betätigung in Nürnberg verhaftet worden.

Allen denen, weche an



ſchaffen, dazu iſt ſie da.

guter

„einſtellen konnten.

e Entwaſfuung Mitteldeutſchiunde
Der Entwaffnungskommiſſar Peters als Zeuge.

Der Unterſuchungsausſchuß des Preußiſchen Landtagesſetzte am Sonnabend die J w. den März-
auſſtand in Mitteldeutſchland fort. Zunächſt wird Reichs
entwaffnungskommiſſar Dr. Peters über Bewaffnung,
Entwaffnung und Rote Armee gehört. Der Zeuge bekundet,
die Entwaffnung ſei in der Provinz n ſo durch
geführt worden wie im übrigen Reich. Die Erfaſſung habe
dort große Erfolge gezeitigt. Es ſeien freiwillig ab-
geliefert worden: 22 e ſchüpe 554 Maſchinengewehre, 56 632
Gewehre, das iſt mehr, als erwartet worden ſei. Es iſt
falſch, J nur die rechtsgerichtete Bevölkerung entwaffnet
worden iſt. Die Entwaffnung iſt r ig durchgeführt
worden. Jn Sachſen liegen allerdings die Verhältniſſe be-
ſonders wegen der Waffeninduſtrie ſchwierig, und
eine radikale Entwaffnung iſt auch in Zukunft nur möglich,
wenn die Waffenherſtellung und der Faerei unter
e ä Kontrolle r wird. Die auf die frei-willige Abgabe folgenden Durchſuchungen hatten in
der Provinz Sachſen ein u geringes Re-fultat gehabt. Jm Mai d. J. hat dann der Zeuge 40
gewiegte Kriminalpoliziſten in das Aufruhrgebiet geſchickt,
von denen nicht einmal die. Behörden etwas wußten.
Ueber die Rote Armee bekundet der Zeuge: Es gehört zum

Weſen des Kommunismus, do er 5 auch einmal vom
Papier in die Tat umſetzt. Die Pläne aber waren in
Sachſen nicht ſo weit gediehen wie in Rheinland-
Weſtfalen, wo eingehende Mobilmachungspläne Ken
wurden. Solche Pläne noch keine Armee.
Nach meinen ſorgfältigen Jnformationen, die mir die Kri-
minalpolizei zur Verfügung geſtellt hat, ſind drei Forma-
tionen vorbereitet geweſen: Merſeburg 6300 Mann, 900 Ge
wehre, 10 Maſchinengewehre, Halberſtadt und Land 4650
Mann, 300 Gewehre, 6 Maſchinengewehre, Mansfelder See-
und Gebirgskreis 3200 Mann, 270 Gewehre, 5 Maſchinen
gewehre. Mit Spitzeln habe ich nicht gearbeitet, die An-
gaben ſtammen aus guter Quelle. Natürlich kann Renom-
miſterei am Biertiſch eine gewiſſe Rolle ſpielen. Vom Ent
ſchluß, ſich zur Verfügung zu ſtellen, bis zur aktiven Teil-
nahme am Kampf, iſt auch noch ein weiter Weg. (Heiter-
keit und r t Für die Zahlen ſpricht aber, daß
nachher etwas mehr ffen gefunden wurden, als hier an
gegeben. Der Zeuge unterſlucht dann die Frage, ob die Be
hörden gewußt haben oder wiſſen mußten, daß etwas Der-
artiges bevorſtand. Er glaubt, daß die Staatsgewalt viel
zu d iſt. Die vielen Sonderbehörden ſeien ein
Krebsſchaden der ganzen Sache. Er führt aus: Bei dieſen
Verhältniſſen beſteht die große Gefahr, daß die Polizei ver-
lottert, weil ſie ſich ſagt, wir haben ja den Staatskommiſſar
und den Reichskommiſſar für öffentliche Ordnung, die haben
das große Portemonnaie, Nachrichtenbüros und alles.
Warum paſſen die nicht auf? Dadurch ſchwindet das Ver-
antwortungsgefühl. Wenn ſolche Sonderbehörde nur für
die öffentliche Ordnung ſorgen ſoll, dann ſieht ſie über-
all Geſpenſter. ie muß ja Nachrichten herbei-

Nun kommen die zahlreichen un
wahren Nachrichten, und man ſtumpft gegen alle Nach-
richten ab. Wer die Staatsautorität auf den Kopf ſtellen
will, hat nun freies Feld. So wird es auch bei den Be
hörden in der Provinz Sachſen geweſen ſein. Wer, wie mein

reund, Herr Hörſing, ſehr optimiſtiſch iſt, der nimmt
alles leicht. Man darf auch nicht vergeſſen, daß ſich die Be

ofen der Provinz Sachſen nicht ſo ſchnell auf die wahr
ft amerikaniſche rieſenhafte Entwicklung der Jnduſtrie

Von einem Verſagen der ein-
zelnen Perſonen iſt nach meinen Erfahrun-
gen gar keine Rede.

Vorſitzender: Herr Regierungspräſident v. Gers-
dorff nimmt an, daß ſich in ſeinem Bezirk Merſeburg etwa
20-—-30 000 Gewehre in den Händen der Aufſtändiſchen be-
fanden. Dieſe Waffenmengen ſind dann nach dem Aufs-
ſtande wieder verſchwunden und ſollen auch jetzt noch irgend-
wo verborgen ſein.

Zeuge: Es iſt ſehr ſchwer, die Frage a beantworten,
welche Mengen von Waffen während des r
Händen der Aufſtändiſchen geweſen ſind. Entſprechend der
Bevölkerungsdichtigkeit würde nach den Zahlen des Herrn
v. Gersdorff jeder ſechſte Arbeiter im Regierungs-
bezirk Merſeburg ein Gewehr beſitzen; das glaube ich
kaum. Es läßt ſich aber nicht leugnen, daß Merſeburg
einen erheblichen Zuzug aus Thüringen und Magdeburg er-
halten e

Auf weiteres Befragen des Abg. Dr. Liebknecht er
klärt der Zeuge, er perſönlich ſchätze die Zahl der ille-
galen Waffen nur auf 12 000 in ganz Deutſchland.
Die vom Regierungspräſidenten v. Gersdorff angegebene
Zahl von 20 000 in ſeinem Bezirk erſcheine ihm daher viel
zu hoch.

Abg. Dr. v. Dryander erhält vom Zeugen die Aus-
kunft, auch ausgeſetzte Belohnungen bis zu 10 000 Mk. hätten
bei der Säuberungsaktion kein großes Reſultot gehabt, ſo
daß ſich ſeine niedrige Schätzung auch dadurch re rtigte.
Jn Suhl, Zella-Mehlis uſw. dürften jetzt keine G re
mehr hergeſtellt werden, es konnten höchſtens noch Beſtande
von früher verborgen ſein.

Abg. v. Eynern: Glaubt der Zeuge, daß im Leuna-
werk noch Waffen der Beſetzung verborgen geblieben ſind?
Es ſind nur wenig Waffen gefunden worden.

Zeuge: Das glaube ich nicht, die Eroberung ging zu
ſchnell vor ſich, und das Werk iſt ganz modern und bietet
wenig Verſtecke. Ein großer Teil der Belegſchaſt war auch
anderer Meinung als die Kämpfer.

Vom Vorſitzenden befragt, bekundet der Zeuge, zur Zu
ſicherung für Straffreiheit für Waffenablieferung nach dem
eſtgeſetzten Termin ſei nur er ſelbſt berechtigt geweſen.
rotzdem habe der Oberpräſident Hörſing einen Amneſtie-

erlaß herausgegeben. Er ſelbſt habe ſofort in einem ener-
gſchen Telegramm an Hörſing proteſtiert. Dr. von
Dryander verlieſt den erwähnten Erlaß des Oberpräſi-
denten vom 25. März. Danach hat Major Folte im Auf-
trag Hörſings in Eisleben die Straffreiheit S

e uge: Auf mein a hat Hörſing die Anordnung
aufgehoben. Abg. v. Eynern: Hat er denn gar nicht
geantwortet? Zeuge: Er wird ſich hüten! Er kennt
mich doch. (Heiterkeit.) Jch habe nichts davon erfahren,
daß Major Ilte der hund g war, ich habe nur mit Herrn
Hörſing zu tun gehabt. Damit iſt die Vernehmung des

Zeugen beendet. Ser Vorſitzende Kuttner teilt mit, Landrat Raute
bitte um ſeine Vernehmung, da die durch die Preſſe ver
öffentlichten Mitteilungen des Abg. Dr. v. Dryander nicht
der Wahrheit entſprächen. Gegen die Ladung erhebt ſich
kein Widerſpruch.

Es folgt die Vernehmung des Oberregierungsrats Frey-
fing, der beim Oberpräſidium Magdeburg das politiſche

kannt.

ufruhrs in den

Referat inne halte und Leiter der Meldeſtelle war. DerZeuge gibt an, im Regierungsbezirk Merſeburg habe die
offizielle Zahl der Ausländer am 1. März 1921 6057 be-
tragen, hinzu käme e großer Zuzug aus den Gefangenen
lagern und von den Flüchtlingen aus der Ukraine und
Polen. Erſchwerend habe der Umſtand gewirkt, daß Land-
wirte ohne Erlaubnis der Landesvermittlungsbehörde
Leute eingeſtellt hätten. Andere Ausländer wechſelten fort
gelett. namentlich in den Verſammlungen Auftretende, ihre

amen und konnten deshalb nicht gefaßt werden.
„vVorſitzender Kuttner: Waren dieſe 6—-7000 Aus-

länder überwie end Bolſchewiſten
euge:. Nein, es waren viele Flüchtlinge aus Polen

und Rußland darunter; ſie waren meiſt politiſch harm-
los. Daß die Verſammlungsredner auftragsgemäß han-
delten, kann nicht nachgewieſen werden.

„Abg. v. Eynern: Haben dieſe Agitatoren Subſiſtenz-
mittel? Zeuge: Nur in Halle iſt eine Geldſendung von
1 Million aus Rußland feſtgeſtellt worden. Davon gingen
150 000 Mark nach Erfurt, 50 000 Mark wurden zu einem
Haus und Zeitungsankauf verwendet. Der Staatsanwalt
hat die Unterſuchung eingeſtellt.

Abg. Dr. v. Dryander: Während Miniſter a. D.
Severing die Angaben über die Ausländer für übertrieben
hält, wollte Herr Hörſing ihr ſchen Bedeutung beimeſſen.
Er ſpricht von 25 000 ausländiſchen Arbeitern und von
2--3000 agitatoriſch Tätigen.

„„Zeuge: 2--3000 iſt wohl zu hoch gegriffen. Dieſe
r ſich nicht ſo verkrümeln können. Die Angaben des

egierungspräſidenten v. Gersdorff, daß viele Waffen nach
dem Aufſtand wieder verſteckt worden ſeien, ließe ſich nicht
beweiſen. Nach dem Aufſtand ſeien keine größeren Waffen-
ſunde mehr gemacht worden.

Die Vernehmung des Zeugen wird darauf abgebrochen.
Er ſoll ſpäter nach einmal geladen werden.

.Nächſte Sitzung. Dienstag 10 Uhr. Dazu ſind eine
größere Anzahl Werkdirektoren und Betriebsräte als Zeugen
geladen. Schluß gegen 2 Uhr.
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Wirtſchaftlicher öchutz der Repuhhſt.

Der kommende Parteitag ſteht unter dem Zeichen der
Mir Gefahren, die von der Reaktion immer noch derepublik drohen. Allzuſehr hat man ſich unter dem Ein-
druck des Attentats gegen Erzberger und der Münchener
Treibereien darauf beſchränkt, den politiſchen Schutz der Re
publit zu fordern und bis zu einem gewiſſen Grade auch zu
erreichen. Die deutſche Republik iſt aber nicht allein von
olitiſchen Attentätern bedroht. Schwerer und mit jedem
age drohender wird die Gefahr, die an dem deutſchen

Volksſtaat wie ein ſchleichendes Gift frißt, die finan-
zielle Not des Reiches und die zunehmende wirt-
ſchaftliche Verelendung der breiten Maſſen als Folge einer
gänzlich unzulänglichen, von den Rechtsparteien hartnäckig
verteidigten Steuerpolitik.

Die Geldentwertung iſt in der letzten Zeit im
Jnland wie im Ausland kataſtrophal fortgeſchritten. An-
re Reichtümer entſtehen in den Händen derer, die im

eſitz von Sachwerten, an der Verſchlechterung der deut-
ſchen Mark nur verdienen können. er Hauſſetaumel an
der Börſe, die ſinkenden Deviſenkurſe, die die Wiedergut-
machungsſchuld des Reiches ins An geimne 5 ne anwachſenlaſſen, ſind die Vorboten einer Kriſe, wie ſie Oeſterreich

bereits durchgemacht hat und wie ſie der bekannte engliſche
Wirtſchaftspolitiker J. M. Keynes für Deutſchland für das
nächſte Frühjahr angekündigt hat. „Aus Patriotismus
kann man keine Goldmark prägen.“ Das iſt die zyniſche
Antwort, die der Vertreter einer führenden ſchwerind u-
ſtriellen Bank als Entgegnung auf die ſchweren Vor-
würfe des Reichskanzlers gegen die Deviſenſpekulanten ge
funden hat. Sie kennzeichnet die Gleichgültigkeit mit der
ſelbſt führende Geiſter des demokratiſch orientierten Bank-
kapitals die Not des deutſchen Volkes anſehen. Der Wider-
ſtand der Agrarier gegen Steuern für die Republik iſt be-

So bleibt allein die Arbeiterſchaft zur
Verteidigung des Reiches gegen ſeine wirtſchaftliche und
ſinargigue Vernichtung.

Ungehört ſind bisher alle Rufe verhallt, die von der
Entente eine grundlegende Aenderung des Friedensver-
trages gefordert haben. Es bleibt kein anderer Weg mehr,
als durch die Erfüllung des Möglichen die Unerfüllbarkeit
des geſamten Vertrages zu beweiſen. Hier aber haben die
bürgerlichen arteien im weiteſten Um
fan ge verſagt. Auch das neue Steuerprogramm beſchränkt
ſich auf die alten Wege, ja noch mehr, es enthält alle die
Fehler, die die gutgemeinte Steuerreform Erzbergers bei
der fortgeſetzten Geldentwertung zur Erfolgloſigkeit verur-
teilt haben. Und es läßt ſelbſt diejenigen Erfahrungen un-
berückſichtigt, die ein ſo reaktionärer Staat wie Horthy-
Ungarn wohl zu verwerten verſtand, als er eine unmittel-
bare Beteiligung des Reiches an der Jnduſtrie zur Grund-
lage der Finanzreform machte.

Jn dem erſten Entwurf eines neuen Parteiprogramms
ſtand ein Satz, der in dem bedeutend verkürzten zweiten
Entwurf leider fehlt: Der Satz. der betonte, daß für die
Durchſetzung ſozialer Reformen infolge der Finanznot des
Reiches nur ein geringer Raum bleibe. Aber ſchon die Tat-
ſache, daß die führenden Poartieimitglieder, die in der Pro-
grammkommiſſion mitwirkten, dieſes vom Geſichtspunkt der
praktiſchen Politik ſicherlich nicht unbedenkliche Be-
kenntnis an die Spitze eines auf lange Zeit berechneten
Parteiprogramms ſenten, beweiſt doch vor aller Welt, wie
ſehr es gerade der Sozialdemokratie daran gelegen iſt, das
Lebensrecht des deutſchen Volkes über die Partei-
intereſſen zu ſetzen. Keine andere Partei kann ſich
einer ähnlichen Kundgebung rühmen, die ſo deut-
lich zum Ausdruck brächte, daß die heiligſten Grundſatze und
eine politiſche Tradition von Jahrzehnten
zurücktreten müſſen hinter dem Jntereſſe an der Erhaltung
des Friedens und an der Sicherung und Stärkung des demo-
kratiſchen Staates. Darum iſt es doppelt unſer Recht, uns
egen den Vorwurf zu wehren, als ſollte die ſteuerliche Er-
aſſung der Goldwerte parteiegoiſtiſchen Zielen dienen.

Der Gedanke, die Gold werte zu erfaſſen, be-
ruht auf der Tatſache, daß die in Papiermark ausgedrückte,
nachträglich gezahlte Steuer dem Reiche niemals das
geben kann, was es braucht. Die Kapitaliſten, die heute
noch dem Reiche Teile des Reichsnotopfers ſchul-
den, haben im Regelfalle ihr Vermögen bereits ver-
vielfacht. An Verzugszinſen zahlen ſie 5 Prozent, wäh-
rend die Banken für Leihkapital 10, 12 und noch mehr Pro-
zent fordern. Dieſe wenigen Tatſachen beweiſen durchſchla
gend, wie ſelbſt die ſchärfſte Vermögensbeſtene-
rung dem Reiche, das für die Schienen und Kohlen ſeiner
Eiſenbahnen für Beamtengehälter uſw. ſtändig ſteigende Be-
träge auswerfen muß, mit dieſer Art der Steuererhebung
nur einen Teil der Kaufkraft bringt, deren es zur Deckung

beiſpielloſe Vorteile gebracht.

ſeiner Ausgaben bedarf. Die 30 Milliarden, die das Reichs
notopfer nach dem Stande von 1919 bringen ſollte, bedeuten
heute kaum mehr als 10 Milliarden finanzielle Leiſtungs
fähigkeit. Dazu kommt aber, daß das Reich mit der An-
nahme des Friedensvertrages und des Ultimatums eine
Goldſchuld eingegangen iſt, die natürlich auch mit Gold ver

darauf beſchränken, im Jahre 1923 Steuern einzuziehen, die
inzwiſchen durch die allgemeine, zum Teil auch durch in-
direkte Steuern bedingte Steigerung der Pe entwertet
iſt. Jn Zeiten der Geldentwertung iſt der Papiergeld-
Schuldner immer im Vorteil, weil die Preiſeſteigen, die Kaufkraft des Geldes ſinkt und die einmal er
worbenen Sachwerte ihren Wert ganz oder annähernd be-
halten, d. h. in Papiermark höher bezahlt werden. Bei der
Lohnſteuer, die ſofort abgezogen wird, ebenſo wie bei der
Kapitalertragsſteuer, die ebenſalls vom Zins erhoben wird,
ehe der Rentenbezieher in den Beſitz der Kaufkraft gelangt,
hat das Reich die richtigen Schlußfolgerungen
aus dieſer Tatſache gezogen. Es wird hohe Zeit, daß es
auch in den Beſitzſteuern den neuen Weg findet.
Er führt über die unmittelbare Beteiligung des
teiches an der Jnduſtrie und an dem Grundbeſitz, die die

einzige Vermögensſteuer an der Quelle iſt.
Dann aber galt es zur Zeit der Ultimatumsannahme all-
gemein als feſtſtehend, daß ohne Eingriff in die Subſtanz des
deutſchen Volksvermögens die Schuld nicht beahlt werden
könnte. Heute im Anblick der verheerenden Wirkungen, die
die erſten Reparationszahlungen zeitigten, gilt es die un
erbittlichen Folgerungen daraus zu ziehen und die nötigen
Sachwerte dem Reiche zu ſichern. ß

Der Parteitag iſt dazu berufen, an der Löſung dieſer
Frage mitzuwirken. Der neue Proegrammentwurſ veutet
die Forderung nach Erfaſſung der Goldwerte bereits an.
Es wird aber notwendig ſein, daß die Haltung der Geſamt-
partei an dieſem Tage eindeutig zum Ausdeuck kommt. Es
iſt ein hiſtoriſcher Augenblick. Gilt es doch die Abwehr

aller derjenigen Kräfte, die, ſei es aus FSleichgültigkeit, ſei
es aus paſſivem Widerſtand die wirtſchaftliche und finan-
zielle Exiſtenz der Republik untergraben, damit den Frieden
auf das re gefährden und ſo der Reaktion Handlanger-
dienſte leiſten.

Politiſcher Schutz der Republik.
Die Genoſſen Wels und Müller-Franken haben im

Reichstag folgende Anfragen eingebracht:
Jn letzter Zeit mehren ſich die Fälle, in denen öffentliche

Beamte der Republik den vorgeſchriebenen Treueid auf die
Verfaſſung verweigern. Gegen ſie ergriffene Maßregeln ſind
zum großen Teile wirkungslos geblieben. So iſt kürzlich
ein Beamter, der wegen einer ſolchen Eidesverweigerung vor
der Diſziplinarkammer in Hamburg zur Aburteilung ſtand,
freigeſprochen worden. Ferner hat nach einer Preſſe
meldung aus Karlsruhe ein badiſches Landgericht dahin er-
kannt, daß die Dienſtentlaſſung eines den Treueid verweigern
den Beamten ohne geſetzliche Grundlage und deshalb un
gültig ſei.

Wir fragen:
a) ſind der Reichsregierung dieſe Vorgänge bekannt, und

was gedenkt ſie zu tun, ihrer Autorität und der Reichsver-
faſſung Geltung zu verſchaffen,

b) was gedenkt die Reichsregierung gegen jene Beamte
zu veranlaſſen, welche den Eid auf die Verfaſſung verweigert
haben

Eine weitere Anfrage lautet:
Jſt die Reichsregierung bereit:
1. anzuordnen, daß die Hoheitszeichen des frühe-

ren Regimes innerhalb einer kurz zu bemeſſenden Friſt aus
den Dienſtſiegeln, Amtsſchildern, Amtsräumen
und von den Gebäuden der Rejfchésbehörden endlich reſtlos
entfernt werden

2. Anzuordnen, daß ſämtliche Bilder und Büſten von
Mitgliedern ehemals regierender Häuſer aus allen Amtéränmen
der Reichsbehörden ſofyrt zu beſeitigen ſind, wobei künſtleriſch
wertvolle Stücke einem Muſeum überwieſen werden könnten

3. Die Anbringung und Aufſtellung von im Privat-
beſitz befindlichen unter 2 genannten Büſten und Bildern
in den Amtsräunmen der Reichsvbehörden zu verbjeten?

Die Nichtbeachtung dieſer Beſehle unter empfindliche
Strafe zu ſtellen

5. Auf die Landesregierungen einzuwirken, um dieſe z um
gleichen Vorgehen zu veranlaſſen?

Wir hoffen, daß die Reichsregierung dieſe Anfragen ſehr
bald in bejahendem Sinne beantworten und dement-
ſprechend auch handeln wird.

die engijche Abrükung.
NZ. Jn den von Morel herausgegebenen „Foreigne

Affairs“ befindet ſich unker de Ueberſchrift „Leſe, merke,
lerne!“ ſolgende niedliche Charakteriſtik der militariſtiſchen
Strömung im engliſchen Staatshaushalt.

„Jm laufenden Finanzjahr haben wir 62 518 000 Pfund
Sterling für öffentlichen Anterricht ausgegeben;, für
Armee, Marine und Luftſtreitkräfte aber 207 794 000 Pfund
Sterling; alſo mehr als das dreifache für Zerſtösrung als
für Auſbau. Wir haben die für die Ausheſſerung des ver
wahrloſten Eigentums in ganz Schottland angeforderken
30 000 Pfd. Sterl. eingeſpart, aber wir könnten 24 960 000
Pfund Sterling an der militäriſchen Beſetzung Meſopo
tamiens ſparen Als Friedensgabe für die Waſhing-
toner- Konferenz bringen wir vier neue Rieſen-
ſchiffe, deren Koſten 8——10 Millionen Pfund betragen
Jn den zehn Jahren vror dem großen Krieg haben wir
684 000 000 Pfund für Rüſtungen ausgegeben, die den
Frieden gefährdeten. Das Reſultat war der Krieg und
eine Nationalſchuld, die heute 8 Millionen Pfund beträgt.

Wir haben den Krieg gewonnen. Der Krieg hat uns
Wir haben unſerem Reich

eine Million Quadratmeilen zugefügt und als gleichzeitiges
Reſultat davon 2 Millionen Arbeitsloſe mehr bekommen.
Heute geben wir viermal mehr für Rüſtungen
aus als im Jahre 1913.“

Jn dieſen kurzen Worten wird von einem Engländer
der engliſche Militarismus gekennzeichnet. Wir haben dem
nichts hinzuzufügen. Wir erinnern uns allerdings immer
wieder des heuchleriſchen Geredes von Weltabrüſtung und
Weltfrieden. Die engliſchen Rüſtungsausgaben von jähr-
lich 207 794 000 Pf. Sterling entſprechen heute der Summe
von 72 Millionen Papiermark.

Männer schützt Buch
V vor geschlechtlicher Ansteckung, Schachtel für 6mal.I O Gebrauch 1000 Mk. Verkaufs und Versandetelle:
C. Rlappenbach, Gummiwaren, Halle S., Gr. Vlrichetr, 41. Fernr. 5648

zinſt werden muß. Schon deshalb darf ſich das Reich nicht
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Große WUrichſtraße 25.
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Schlaf-
Zimmer,

Küchen
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in allen Preisl agen

liefert
G. Schaihble,
Gr. Märkerstr. 26.
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M d cc]zc7c TeeStellen

Zwiſchen dem Reichs
Vertretern der Kommuniſtiſchen

Aufgrund

und Breslau

Dichter lt.
dem

Keine Präſidentſchaftskandidatur Gerhart Hauptmanns.

der Preſſe ſind Nachrichten über eine Reichspräſidentſchaftskan

einem Telegramm aus Agnetendorf,
der geſtrigen Berliner Morgenpreſſe veröffentlicht
Stellung und teilt mit, daß er entſchieden einer ſolchen Kandi-datur ablehnend gegenüber ſtehe und garnicht die Abſicht
habe, jemals ſeine Hände dazu zu bieten. Hauptmann hat
dadurch nur bewieſen, daß er einen weiteren Blick beſitzt als
diejenigen ſeiner Freunde die ihn zu einer derartigen Kand-

r geneigt machen wollten.
49 iriſche Gefangene, die im Lager von Curragh inter

niert waren, ſind geſtern abend ausgebrochen und konnten
noch nicht wieder ergriffen werden.

Nachdem die reaklkonären Blätter wieder
war dieſe Freigabe eine Selbſtverſtändlichkett.

die Aufhebung der militäriſchen Sauktionen
Times lenkt die Aufmerkſamkeit auf den

Vorſchlag Curzons auf der letzten Konferenz des Oberſten
Rates, die militäriſchen Sanktionen aufzuheben, und zwarauf ſeine Erklärung, daß er auf der nächſten Konferenz des
Rates die Aufhebung der Sanktionen amtlich beantragen werde,
wenn Briand es nicht ſelbſt tue.

kehrt Doumer morgen wieder nach Paris

Jn

Dazu nimmt der
welches in

wurde,

Hauptmanns aufgetaucht.

über Verantwortlich für den redaktionellen Teil Paul Täumel,
für den Anzeigenteil Wilhelm Herziag. beide in Halle.

7 U

finden.

Maurerstellt ein
J. C. Möbus, Baugeschöft,

Ammendorf.

ZeſſelTüchtige

Blechſchmiede
ür dauernde Arbeit und Löhnen nach neueſtem Tarif geſucht.

Gustav Kampreth
Baſſin- und Apparatebau.

ſowie

Herrenſtr. 10, Zimmer 12.

Abteilung für Land
wirtſchaft.

a) Arbeitſuchende:
3 Aufſeher., verh.,
1 Dreſchmaſchiniſten verh.,
2 Gärtner, verh.,
1 Gärtner. led..
1 Gartenarbeiter, led.,
1 Hofmeiſter.
1 Jnvalide, verh.,

11 Knechte verh.,
1 Kurſcher, verh.,
1 Oberſchweizer, verh.,
2 Schweizer verh.,
1 Schäfer. verh..
6 Tagelöhner, verh.

b) Offene Stellen.
2 Schweizerlehrburſchen für

den Seoßreis
Mehrere Flüchtlingsfamilien

mit erwachſenen Kindern

Männliche Abteilung.
a) Arbeitſuchende:
Arbeiter.
Nnalytiker.
Bürogehilfen,
Buchbinder,
Koch
Kellner.
Kaufleute u. Kontoriſten,
Lehrer, jg..
Schmied, verh.,

b) Offene Stellen:
2 Dechdecker
6 Frifeure,
2 Klempner,
4 Waler,
5 Schmiedegeſellen,

Schneider,

Berufsamt und Ver-
mittlung von Lehr- u.
FArbeitsſtellen für

Jugenöliche.
(Landratsamt, Zimmer 4.)

a) Offene Stellen
1 Bäckerlehrling,

Buchbinderlehrling,
Buchhändlerlehrling,
Friſeurlehrlinge,
Holzbildhauerlehrling,
kaufm. Lehrling (Kolontal
warenbranche',
Kellnerlehrling,
Kleipnerlehrling,

1

1

2

1

(Café Zorn gegenüber.
l

2 Malerlehrlinge,

Arbeitsamt Eisleben.
Fernſprecher 131-132

1 Polſtererlehrling.
2 Schornſteinfegeilehrlinge,
1 Schmiedelehrling
1 Stellmacherlehrling.

b) Stellenſuchende:
2 Dreherlehrlinge,
1 Waurerlehrling.
3 Schreiberlehrlinge,
1 Schuhmacherlehrling,

(Vollwariſe)
3 Zimmererlehrlinge.

Weibliche Abteilung.
(Wirtſchaftsamt des Mansfeld.
Seekreiſes. Plan. Zimmer 4)

a) Arbeitſuchende
1 Frau ſucht tagsüber loh-

nende Beſchäftigunqg
2 Frauen zum Ausbeſſern.
2 Konktoriſtinnen verfekte,

Kontoriſtinnen (Anfänger).
3 Stickerinnen,
1 Verkäuferin, tüchtige

für Waterialwarengef chäft,

Waſchfranuen.
3 Wirtſchafterinnen gebild.

b) Stellenſuchende:
1 Arbeiterin für Apotheke

nach auswärts,
14 Aufwartungen,
21 Dienſtmädchen. für hier

und auswärts,
9 Dienſtmädchen f. Gaſt

wirtſchaſten,
3 Hausmädchen für Güter,
1 Kinderfräulern, ält. oder

Kindermädchen für Gut,
1 Küchenmädchen, f. Hotel,
3 Wamſellen für Güter.

22 Mädchen für Haus und
Stallarbeit.

1 Stubenmädchen f. Privat
haushalt,

2 Verkäuferinnen, geternte,
für Materials und Auf-
ſchnittgeſchäft. zur Aus-
hilfe während des Wieſen
marktes

1 Wurtſchafterin für Land
wirt

Arbelter, die gewillt ſind
n der diesjährigen Kampagne
in den Zuckerfabriken des
Seekreiſes zu arbeiten wer-
den erſucht, ſich umgehend
duf dem Arbeitksamnte zu

jcht iel
Nur nooh bis Donnerstag

Uraufführung
des Abenteurer-Filmesv Kwäfno von agenne.

6 Akte, nach dem Roman von Huyos.
In der Haupirolle:

Friedrich Zelnik
sowie

das glänze de Beiprogramm.
Beginn: 4.00 6.15

8.30. Grosse
Olrichströſ.

fernpreche

4687

Ah Freitag, den 16. Septemhber:
Erstaufführung

Paul Heidemann
Meisterdieb in

Baron Bunnys Erlebnisse
Eine Spitzbubengeschichte

in 6 Akten
In den Hoeuptrollen

P. Heidemann
Carola Toelle.

Beachten Sie dieAm m derberzen Stadt
Vereins-Anzeiger

zur

Bekanntaabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Harz 42/44. Fernruf 6900.
Ferner für die dem Allgem. deutſch. Gewerkſchafts
bunde angeſch oſſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf dem Boden der MAbeiterbewequng ſtehenden

geſelligen Vereine.
9

K b Dienstag, den 13 September. abendse ra. 8 Uhr. in der „Schenke“ wichtige Mit-
gliederverſammlung. Vortrag des Genoſſen
Müller- Eisleben. Angeſichts der wichtigen Tages
ordnung iſt vollzähliges Erſcheinen der Mitglieder
erforderlich. Parteifreunde durch Mitglieder ein
geführt, ſowie unſere Jugendlichen, ſind herzlich
willkommen. Der Vorſtand.

N d (Saalkreis). SPD. Dienstag, denauen 0 13. September, abends 8 Uhr.
beim Gaſtwirt Franz Mitgliederverſammlung
des Sozialdem. Vereins. Alle Benoſſen u. Volks
ſtimmeleſer ſind hierzu eingeladen.

Der Vorſtand.
Merſebur Ortsverein SPD. Donnerstag,g. den 15. September. abends 8 Uhr,

im Tivoli“, Bahnhofſtraße. Mitgliederverſamm
lung. Tagezeidnung: 1. Bericht vom Bezirkstag
und Frauentag. 2. Abrechnung vom Somwerfeſt.
4. Parteiangelegenheiten. Recht zahlreichen Beſuch

erwartet Der Vorſtand.

melden.
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